
Eckpunkte der StVO-Novelle

Hamburg, 4. Februar 2026

11. Eimsbütteler Mobilitätsforum

Dr. Hubertus Baumeister und Dr. Janna Ringena

1



2

Bisherige Gestaltungsmöglichkeiten in Hamburg für 
Verkehrswende und aktiven/passiven Klimaschutz

1. Bebauungspläne - § 9 BauGB (verbindliche Flächenfestsetzungen)

▪ u.a. Festsetzung von Verkehrsflächen und Grünflächen für den passiven 
Klimaschutz durch Entwidmung von Straßen; sehr wirksames Instrument der 
Verkehrs- und Klimaschutzpolitik von Hamburg

2. Hamburgisches Wegegesetz (= Benutzungsrecht an der Straße)

▪ Teileinziehung von Bezirksstraßen z.B. für den PKW-Verkehr („Freiraum 
Ottensen“, vgl. VG Hamburg, Beschl. v. 21.1.2022 – 15 E 4495/22)

▪ Zuständigkeit der Bezirke als Träger der Straßenbaulast u.a. zur Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit der Bezirksstraßen für ein „regelmäßiges Verkehrsbedürfnis“ 
der Verkehrsmodi (z.B. Ladestationen, eine Fülle an Maßnahmen zur 
Attraktivierung von vorhandenen Fuß- und Radwegen mit positiven 
Klimaschutzwirkungen durch Verlagerungseffekte – weg vom PKW)

3. Straßenverkehrsordnung - § 45 StVO (= Verhaltensrecht auf der Straße)

▪ Umsetzung von straßenrechtlichen Verwaltungsakten und bauplanerischen 
Festsetzungen der Bezirke durch die zuständige Hamburger 
Straßenverkehrsbehörde gemäß § 45 StVO

Bilder pixabay (lizenzfrei)
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Straßenverkehrsrechtliche Anordnungen im baulichen Bestand waren nur 
beim Vorliegen einer (einfachen oder gesteigerten) Gefahrenlage für die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zulässig

 

▪ Die Notwendigkeit von Gefahrenlagen zur Steuerung des Verkehrs schränkt aber 
die geordnete städtebauliche Entwicklung in den Hamburger Bezirken 
(„sonstige Nutzung der Grundstücke“) erheblich ein

▪ Planungs- und Entwicklungsbelange der zuständigen Bezirke  sind damit 
negativ betroffen (soweit eine Zuständigkeit besteht)

Gestaltungsmöglichkeiten des Verkehrs auf den Bezirksstraßen
im baulichen Bestand der Hamburger Bezirke vor der StVO-Novelle

Bild pixabay (lizenzfrei) 
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▪ Einfache Gefahr, § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO:

▪       wenn der Eintritt eines schädigenden Ereignisses (Verkehrsunfall) 
hinreichend wahrscheinlich ist 

▪ Wahrscheinlichkeit muss nicht an Sicherheit grenzen, aber das 
allgemeine Risiko übersteigen 

▪ Beispiel: LKW-Fahrverbot auf sanierungsbedürftiger Brücke

▪ Gesteigerte Gefahr (als Voraussetzung zur Begrenzung des 
fließenden Verkehrs), § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO:

▪       wenn der Eintritt eines schädigenden Ereignisses (Verkehrs-
unfall) wahrscheinlich ist, d.h. ein Risiko vorliegt, welches das 
allgemeine Risiko erheblich übersteigt

▪ Immer konkret begründet in den örtlichen Begebenheiten

▪ Beispiel: Geschwindigkeitsbegrenzung wegen enger Kurven und 
Steinschlag

▪ Dies führte zu einem faktischen Vorrang des motorisierten 
Verkehrs in einer Kommune

Gestaltungsmöglichkeiten im baulichen Bestand vor der StVO-
Novelle – Die Gefahrenbegriffe in der StVO (Definitionen durch BVerwG)

Bilder pixabay (lizenzfrei)
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Unterstützung der Hamburger Bezirke durch die staatliche Straßen-
verkehrsbehörde - BIS (Auftragsverwaltung) ist notwendig 
BVerwG, Urt. v. 20.04.1994 – 11 C 17/93, Rn. 19 ff.) 

1. Verkehrskonzepte sind Grundlage für eine „geordnete städtebauliche Entwicklung“ gemäß 
BauGB, ohne Bestandteil von Bauleitplänen sein zu müssen (vgl. §1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB)

2. § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 StVO („Anordnungen zur geordneten städtebaulichen Entwicklung“) 
entfaltet eine Schutzwirkung zugunsten der Gemeinde, weil sie in ihrem Selbstverwal-
tungsbereich gehörende Planungs- und Entwicklungsbelangen betroffen ist

3. Eine Gemeinde hat deshalb gegenüber der Straßenverkehrsbehörde im Rahmen ihres 
Verkehrskonzeptes immer einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung, soweit 
bestimmte Anforderungen eingehalten werden (hinreichend konkrete räumliche Planung, planerische 
Konfliktbewältigung, Beschluss durch den Gemeinderat)

➢Die Bezirke sind „nur“ Teil der Gemeinde Hamburg; aber aufgrund ihrer Verankerung in der 
Hamburger Verfassung und der gesetzlichen Zuweisung von Zuständigkeiten u.a. im Bereich 
Bauplanungs- und Klimaschutzrecht (Selbstverwaltungsangelegenheiten) sind die Grundsätze 
des BVerwG übertragbar (ggf. Bezirksverfassungsstreit) 
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Neben der Gefahrenabwehr können mit der Novelle des Straßen-
verkehrsrechts 2024 jetzt auch andere Ziele verfolgt werden

▪ § 6 Abs. 4a StVG als Ermächtigungsgrundlage für neue Anordnungsmöglichkeiten in der StVO 
ohne Notwendigkeit des Vorliegens einer Gefahrenlage:

Rechtsverordnungen […] können auch erlassen werden 

1. zur Verbesserung des Schutzes der Umwelt, 

2. zur Verbesserung des Klimaschutzes, 

3. zum Schutz der Gesundheit oder 

4. zur Unterstützung der städtebaulichen Entwicklung […]

Anordnungsgründe sind unmittelbar mit den Zielen und Maßnahmen des 
Bauplanungsrechts (BauGB) verknüpft!

Die (…) Rechtsverordnungen und auf ihnen beruhenden Anordnungen müssen daneben die

➢ Leichtigkeit des Verkehrs berücksichtigen und 

➢ dürfen die Sicherheit des Verkehrs nicht beeinträchtigen.

(vgl. zur Vermeidung der persönlichen Haftung von Behördenmitarbeitern bei Anordnungen nach 
§ 45 StVO ein BBG-Gutachten, https://www.duh.de unter den Stichworten „BBG“ und „Haftung“)

https://www.duh.de/
https://www.duh.de/
https://www.duh.de/
https://www.duh.de/
https://www.duh.de/
https://www.duh.de/
https://www.duh.de/
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Von der  Gefahrenabwehr zum Gestaltungsrecht der Kommunen 1 von 2

- Neue Anordnungsmöglichkeiten in StVO

▪ § 45 Abs. 1 Satz 2 StVO Nr. 7 (neu), Ermächtigungsgrundlage § 6 Abs. 4a StVG:

Die Straßenverkehrsbehörden können die Benutzung bestimmter Straßen oder 
Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs beschränken 
oder verbieten und den Verkehr umleiten. Das gleiche Recht haben sie […] hinsichtlich 

1. der Einrichtung von Sonderfahrstreifen und bevorrechtigenden 
Lichtzeichenregelungen für Linienbusse

2. der Bereitstellung angemessener Flächen für den fließenden und ruhenden 
Fahrradverkehr sowie für den Fußverkehr.
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Optionen ohne Vorliegen einer Gefahrenlage:

▪ Anordnungen für den Innenbereich im Katalog 
des § 45 Abs. 9 Satz 4 StVO wie Fahrrad-
straßen, Radfahrstreifen, Fahrradzonen

▪ Schaffung von Mehrzweckstreifen und 
Multifunktionsflächen insbesondere zur 
Verbesserung des Fußverkehrs

▪ Entmischung von Fuß-/Radverkehr und Gestal-
tung von Mischverkehren (z.B. „Superblocks“)

▪ Durchfahrtsbeschränkungen für den MIV

▪ Begleitende Anordnungen für Tempo 30 

▪ Schulstraßen (ggf. kombiniert mit Straßenrecht)

▪ Weitere StVO-Anordnungen

Anordnungen müssen immer aus Gründen 
des Umwelt-, Klima- und Gesundheits-
schutzes  oder einer geordneten städtebau-
lichen Entwicklung gerechtfertigt sein

Von der  Gefahrenabwehr zum Gestaltungsrecht der Kommunen 2  von 2

- Optionen für den ÖPNV, Rad- und Fußverkehr

Bild pixabay (lizenzfrei) 



9

Eine gesteigerte Gefahr aufgrund örtlicher Verhältnisse als Vorbedingung für straßenverkehrs-
rechtliche Anordnungen gilt gemäß dem Katalog § 45 Abs. 9 Satz 4 n.F. (u.a.) nicht für:

▪ Kurze/innerörtliche streckenbezogene Geschwindigkeitsbeschränkungen (Nrn. 4, 6)

▪ Keine flächendeckende Anordnungsmöglichkeit für Tempo 30

→ nur Erleichterungen: Schließung von Lücken bis 500 m

→ Aber Planung eines Stadtgeschwindigkeitskonzeptes mit

 Tempo 30 auf 360 km des Stuttgarter Hauptverkehrsnetzes 

 zur Erhöhung der Verkehrssicherheit und Verminderung der Emissionen

 (vgl. Manz u.a., Straßenverkehrstechnik 1/2026, 7); noch nicht beschlossen 

Erfordernis einer einfachen Gefahr als Eingriffsvoraussetzung in dem Katalog von § 45 
Abs. 9 Satz 4 StVO bleibt bestehen, wenn keine Begründung über Umwelt-, Klima-, Gesund-
heitsschutz und geordnete städtebauliche Entwicklung vorliegt.

Paradigmenwechsel vom Gefahrenabwehr- zum Gestaltungsrecht 
der Kommunen – Optionen jenseits des § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 StVO:

Bild pixabay (lizenzfrei)
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Flächen für Fuß- und Fahrradverkehr müssen „angemessen“ 
im Lichte der Leichtigkeit (Flüssigkeit) des Verkehrs sein  

▪ Quantitativ angemessen: Größe 

> Maßstab sind insbesondere die technischen Regelwerke der FGSV (Forschungsgesellschaft für 
Straßenverkehr); 2026 sind sehr wichtige Novellierungen von FGSV-Regelwerken mit Bezug zu 
Kommunen zu erwarten, u.a. zur RASt 06!) 

▪ Qualitativ angemessen: Schutzmaßnahmen 

> z.B. Poller und/oder Fahrbahnmarkierungen

▪ Die Einrichtung von Busspuren und die Angemessenheit von Flächen für den Rad- und Fußverkehr 
ergibt sich aus der  Notwendigkeit des Umwelt-, Klima- und Gesundheitsschutzes und einer 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung (Verlagerung des privaten MIV in den ÖPNV/Fuß- und 
Radverkehr)
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Zentrale Rolle „verkehrsplanerischer Gesamtkonzepte“  1 von 2

▪ Empfehlung für ein Verkehrskonzeptes zur Konfliktbewältigung zwischen den verschiedenen 
Verkehrsteilnehmenden gemäß den neuen VwV-StVO (vgl. Dölling/Neumann, Die Novelle der 
Allgemeinen Vorschrift zur StVO vom 10.04.2025, NZV 2025, 337)

➢ Anordnungen (…) sollten auf einem verkehrsplanerischen Gesamtkonzept beruhen 

➢Das Gesamtkonzept kann auch für eine Verkehrsart (…) und/oder ein räumliches 

Teilgebiet aufgestellt werden.“
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Zentrale Rolle „verkehrsplanerischer Gesamtkonzepte“  2 von 2

▪ Verkehrsplanerische Gesamtkonzepte gem. VwV-StVO:

▪ Radverkehrsplanung

▪ Fußverkehrsplanung

▪ Nahverkehrspläne (ÖPNV)

▪ Bebauleitpläne (Flächennutzungsplan und Bebauungspläne)

▪ Informelle städtebauliche Planungen (z.B. städtebauliches Entwicklungskonzept, 

integrierte Stadtentwicklungskonzepte, Quartierplanungen)

▪ Auch ein regionaler  Sustainable Urban Mobility Plan (SUMP = Verkehrsentwicklungsplan in 

Hamburg) gem. VO (EU) 2024/1697 kann innerorts ein „verkehrsplanerisches Gesamtkonzept“ 

sein (vgl. Hamburger Bürgerschaft, Drs. 22/13670 v. 28.11.23, Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft 

„Strategie Mobilitätswende“)

Vgl. Vortrag Baumeister/Ringena: https://www.bbgundpartner.de/news/sommersemester-2025-ringvorlesung-an-der-universitaet-greifswald-klimaschutz-

in-zeiten-des-wandels-welche-rolle-spielt-das-recht/ und den Aufsatz zur SUMP-Planung Baumeister/Ringena https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-

urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
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Die VwV-StVO sind u.a. für den Klimaschutz für die Straßen-
verkehrsbehörden die ermessenslenkende Richtschnur (für 
Behörden verbindlich)

„Zum (…) Klimaschutz tragen insbesondere Maßnahmen bei, deren Umsetzung eine 

Verkehrsverlagerung zugunsten des öffentlichen Personenverkehrs, des Radverkehrs oder 

des Fußverkehrs erwarten lässt.“

▪ Bis 2030 soll in Hamburg der CO2-Ausstoss um 70 % durch u.a. Stärkung des ÖPNV und des 

Rad- und Fußverkehrs vermindert werden

▪ Die Bezirke sind u.a. über § 1a Abs. 5 BauGB im Rahmen der Bauleitpläne u.a. für die 

Gewährleistung eines aktiven/passiven Klimaschutzes zuständig

▪ Damit nehmen die Bezirke in Hamburg eine Schlüsselrolle für den Klimaschutz ein, der 

insbesondere durch Verminderung der CO2-Emisionen im Verkehr zu erreichen ist
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▪ Anordnungen auf der Grundlage eines „verkehrlichen Gesamtkonzeptes“ der Bezirke dürfen von 
der Straßenverkehrsbehörde im Rahmen ihrer Ermessensentscheidung nur dann zurückgewiesen 
werden, wenn bei Umsetzung dieses Konzeptes auf den Bezirksstraßen

1. eine Maßnahme nur mit straßenrechtlichen Anordnungen getroffen werden kann (z.B. 

vollständige Entziehung der Nutzungsbefugnis einer Straße für einen Verkehrsträger  oder

2. durch Veränderung der Leichtigkeit des Verkehrssystems neue Gefahren für die 

Sicherheit des Verkehrs entstehen würden,

3. Verkehrsverlagerungen „unzumutbare“ (Grundrechtsverletzungen) oder „erhebliche“ 

Lärm- bzw. Schadstoffemissionen (hier Ermessensspielraum) bei Anwohnern zur Folge 

hätten oder

4. falsche Verkehrsprognosen auf sachfremde Erwägungen, fehlende Informations-

grundlagen oder unvertretbarer Gewichtungen beruhen („Willkür“).

 

Notwendige Zurückweisung einer Anordnung nach  § 45 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 StVO durch die Straßenverkehrsbehörde (BIS)                                 
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Kommunen bedürfen einer integrierten Strategie für Klimaschutz 
und Verkehrswende mit Hilfe der Planung und des Rechts (wie im 
VEP in Hamburg verankert) 

Begleitende An-

ordnungen gem. 

§ 45 StVO

Festlegung zulässiger Flächennutzung (durch 

B-Plan oder straßenrechtliche Teileinziehung

Verkehrliche 

Gesamtplanung

Bilder von: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen Berlin; Isadora Tast/Bezirksamt Altona; freepik.com (lizenzfrei)
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Zur rechtlichen Vertiefung      1 von 2

Zur Novellierung des Straßenverkehrsrechts:

▪ Klinski, Verfassungsrechtliche und grundsätzliche Aspekte einer Reform des Straßenverkehrsrechts, 
Umweltbundesamt, Texte 66/2023

▪ Baumeister, Rechtliche Bausteine für eine strategische Neuausrichtung der Mobilitätswende in den 
Kommunen, BBSR, ExWo St-Informationen 55/1, 2023.

▪ Baumeister, Das Städtebaurecht als notwendiger Kristallisationspunkt für Mobilitätswende und in den 
Kommunen, IR 2024, 43

▪ Klinger/Rhiel, Straßenverkehrsregelungen unter Beachtung der verfassungsrechtlich geschützten 
Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden, ZUR 2024, 259

▪ ARL (Akademie für Raumentwicklung in der Leibniz-Gemeinschaft), Aktuelle verkehrsrechtliche 
Entscheidungen – Neuer Schub für die Verkehrswende, Positionspapier 153, 2025, rechtliche 
Bearbeitung des Textes durch Baumeister, https://www.arl-net.de/system/files/pdf/2025-
02/pospapier_153.pdf

▪ Baumeister/Ringena, Kommunale Mobilitätsplanung als Beitrag für lebenswertere Städte – Potenziale des 
Sustainable Urban Mobility Plans, https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-
mobilit%C3%A4tsplanung gemeinsam mit Dr. Janna Ringena

https://www.arl-net.de/system/files/pdf/2025-02/pospapier_153.pdf
https://www.arl-net.de/system/files/pdf/2025-02/pospapier_153.pdf
https://www.arl-net.de/system/files/pdf/2025-02/pospapier_153.pdf
https://www.arl-net.de/system/files/pdf/2025-02/pospapier_153.pdf
https://www.arl-net.de/system/files/pdf/2025-02/pospapier_153.pdf
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
https://www.arl-net.de/de/blog/nachhaltige-urbane-mobilit%C3%A4tsplanung
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Zur rechtlichen Vertiefung     2 von 2

▪ Baumeister, Erweiterung der doppelten Innenentwicklung im Städtebaurecht um den Bereich Verkehr, in. 
Flächennutzungsplanung (Hrsg. Mitschang), 2025

▪ Baumeister, Kommunale Gestaltung der Mobilität als zentraler Baustein einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung, in: Handbuch „Die nachhaltige Stadt“ (Hg. Winkler/Ceccola), erscheint Anfang 2026

Zur Novellierung der StVO:

▪ Dölling/Neumann, StVO-Novelle 2024 – Konsequenzen für die Praxis, NZV 2024, 457

▪ Klinger/Rhiel, Die Novelle von StVG und StVO: Mehr Raum für den Bus-, Fahrrad- und Fußverkehr zur 
Verbesserung des Klimaschutzes, ZUR 2024, 589

▪ Baumeister, Die Novellierung des Straßenverkehrsrechts 2024 – eine stille Revolution für 
Mobilitätswende und Klimaschutz in Gemeinden, IR 2024, 27

▪ Dölling/Neumann, Die Novelle der Allgemeinen Vorschrift zur StVO vom 10.04.2025, NZV 2025, 337

▪ Baumeister/Ringena, Neue Möglichkeiten der Gemeinden zur Gestaltung des Ortsverkehrs durch die 
Novelle des Straßenverkehrsrechts 2024, Die Gemeinde – Zeitschrift für die kommunale 
Selbstverwaltung in Schleswig-Holstein, erscheint in Heft 1/2026



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

BBG und Partner Partnerschaftsgesellschaft mbB | Contrescarpe 75A | 28195 Bremen | Tel. 0421 33541-0 | www.bbgundpartner.de 
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Dr. Hubertus Baumeister

Baumeister@bbgundpartner.de

Dr. Janna Ringena

Ringena@bbgundpartner.de
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Backup

Bedeutung des Städtebaurechts für Verkehrswende und 

Umwelt-, Klima- und Gesundheitsschutz für Hamburg
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Städtebauliche Leitbilder prägen die Mobilität einer Kommune

▪ Leitbild der funktionalen Stadt „Charta von Athen“ (1936): Trennung von    
Wohnen, Arbeiten, Erholung und Verkehr (Reichow, Die autogerechte Stadt – Ein 
Weg aus dem Verkehrs-Chaos“, 1959)

▪ Gegenbewegung aufgrund massiven Ansteigens des MIV in den Städten mit Plädoyer               
einer polyzentrischen Entwicklung der Stadt aus sich selbst heraus (u.a.             
Buchanan-Report 1963, „Neue Charta von Athen – Vision für die Städte des                             
21 Jahrhunderts“ des European Council of Town Planers (ECTP), 1998

▪ Leipzig-Charta 2007/Neue Leipzig-Charta 2020 der europäischen Minister für           
Städtebau mit dem Leitbild einer nachhaltigen europäischen Stadt („die gerechte,                
die grüne und die produktive Stadt“)

▪ Daraus abgeleitet das Konzept des Umweltbundesamtes für eine „Dreifache 
Innenentwicklung“ in der Bauleitplanung (Bauen, Grün, Mobilität,), 2023

▪ Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der integrierten Innenentwicklung   = Novelle 
des BauGB (BT-Drs. 20/19091 v. 30.09.2024)
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Das Leitbild der Bauleitplanung gemäß § 1 Abs. 5 BauGB

▪ Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, 

wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung 

gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der 

Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der 

Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten.

▪  Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 

Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern und zur 

Erfüllung der Klimaschutzziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes die Wärme- und 

Energieversorgung von Gebäuden treibhausgasneutral zu gestalten (…)
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Umweltschutz in der Bauleitplanung

▪ Der Umweltschutz ist gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) bis j) BauGB umfassend in der Bauleitplanung 
zu berücksichtigen

▪ In § 1a Abs. 1 bis 4 BauGB finden sind ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz

▪ Für die Belange des Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB auch eine Umweltprüfung 
vorzunehmen

▪ Dem Entwurf eines Bebauungsplanes ist nach § 2a Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht gemäß Anlage 
1 des BauGB auf der Grundlage der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB beizufügen

▪ Gemäß § 9 Nrn. 18. b), 20., 23., 24. und 25. BauGB können Flächen für den Umweltschutz in 
Bebauungsplänen direkt festgesetzt werden
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Aktiver und passiver Klimaschutz in der Bauleitplanung

▪ Vorgabe in § 1a Abs. 5 BauGB

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel 

entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 

Rechnung getragen werden. (…)

▪ Die Gemeinde kann in den Bebauungsplänen direkt  Flächen für den aktiven und passiven 

Klimaschutz festsetzen (§ 9 Nrn. 12., 14., 15a., 16., 23b.und 25 BauGB)
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Gesundheitsschutz in der Bauleitplanung

▪ Belange des Gesundheitsschutzes finden sich in § 1 Abs. 6 Nrn. 1., 7. c), und h) BauGB, 
die in der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind (korrespondierend mit dem BImSchG), 
u.a. 

▪ gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 

▪ Berücksichtigung der Gesundheit der Bevölkerung bei umweltbezogenen Auswirkungen

▪ Erhaltung bestmöglicher Luftqualität

▪ Direkte flächenbezogene Festsetzungen für den Gesundheitsschutz finden sich in § 9 Nrn. 
23a. und 24 BauGB, daneben dienen mittelbar eine Fülle von Flächenfestsetzungen in § 9 
BauGB auch dem Gesundheitsschutz (z.B. die Nrn. 5., 15. und 24.  BauGB)
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Der Verkehr ist bereits seit 1875 Bestandteil der Bauleitplanung 
und auch im BauGB (vgl. Preußisches Fluchtliniengesetz)

▪ Berücksichtigungspflicht des Verkehrs in § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB

Die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevölkerung, auch im 

Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektromobilität, 

einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Verkehrs, 

unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr 

ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung

▪ Festsetzung von Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
gemäß § 9 Abs. Nr. 11 BauGB wie Fußgängerbereiche, Flächen für das Parken von 
Fahrzeugen, Flächen für Ladeinfrastruktur elektrisch betriebener Fahrzeuge, Flächen für das 
Abstellen von Fahrrädern (…)

▪ BVerwG (ständige Rspr.): Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB sind Grundlage „für 
gemeindliche Verkehrspolitik“ („Kristallisationspunkt für Mobilitätswende und Klimaschutz in den 
Kommunen“)
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Hervorhebung des Verkehrs im Entwurf der Bundesregierung zur 
Novellierung des BauGB aus 2024 (BT-Drs. 20/13091 v. 30.9.2024)

▪ Mobilität der Wohn- und Arbeitsbevölkerung einschließlich des nicht motorisierten 

Verkehrs (§ 1c Abs. 2 Nr. 4 BauGB-Entwurf), der

▪ Vermeidung und Verringerung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen Entwicklung 

für den Umwelt- und Klimaschutz, einschließlich des Naturschutzes     (§ 1c Abs. 3 Nr. 11 

BauGB-Entwurf) 

▪ Personen- und Güterverkehr, einschließlich des öffentlichen Nahverkehrs aus 

wirtschaftlicher Sicht (§ 1c Abs. 4 Nr. 8 BauGB-Entwurf)

▪ Berücksichtigung eines nachhaltigen Mobilitätskonzepts in der städtebaulichen Abwägung 

(§ 1 Abs. 7 BauGB) gemäß § 1c Abs. 6 als sonstige städtebauliche Planung (erstmals 

Nennung einer Verkehrsplanung im BauGB!)

▪ Das Mobilitätskonzept kann Teil der Begründung des Bauleitplans innerhalb des 

Umweltberichts nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB-Entwurf sein.
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